
§ 23 
Zuwendungen 

 

Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für Leistungen an Stellen außerhalb der 
Verwaltung Berlins zur Erfüllung bestimmter Zwecke (Zuwendungen) dürfen nur 
veranschlagt werden, wenn Berlin an der Erfüllung durch solche Stellen ein erhebliches 
Interesse hat, das ohne die Zuwendung nicht oder nicht im notwendigen Umfang 
befriedigt werden kann.  

 

§ 44 
Zuwendungen, Verwaltung von Mitteln oder 

Vermögensgegenständen 
 

(1) Zuwendungen dürfen nur unter den Voraussetzungen des § 23 gewährt werden. 
Dabei ist zu bestimmen, wie die zweckentsprechende Verwendung der 
Zuwendungen nachzuweisen ist. Außerdem ist ein Prüfungsrecht der zuständigen 
Dienststelle oder ihrer Beauftragten festzulegen. Ausführungsvorschriften, 
welche die Regelung des Verwendungsnachweises und die Prüfung durch den 
Rechnungshof (§ 91) betreffen, werden im Einvernehmen mit dem Rechnungshof 
erlassen. 

(2) Die Verwaltung von Mitteln oder Vermögensgegenständen Berlins darf an Stellen 
außerhalb der Verwaltung Berlins übertragen werden. Absatz 1 ist entsprechend 
anzuwenden. 

(3) Juristische Personen kann mit ihrem Einverständnis durch Verwaltungsakt oder 
öffentlich-rechtlichen Vertrag die Befugnis verliehen werden, Berlin obliegende 
Aufgaben bei der Gewährung von Zuwendungen in den Handlungsformen des 
öffentlichen Rechts wahrzunehmen, wenn daran ein erhebliches Interesse 
Berlins besteht und die sachgerechte Erfüllung der übertragenen Aufgaben 
gewährleistet ist. Verleihung und Entziehung der Befugnis sowie die Fachaufsicht 
hinsichtlich der übertragenen Aufgaben über die juristischen Personen obliegen 
der für die Aufgabe zuständigen Dienststelle. Widerspruchsbescheide, die sich 
auf Widersprüche gegen Verwaltungsakte der juristischen Personen beziehen, 
erlässt die für die Aufgabe zuständige Dienststelle.  

 


